
sektor in den 1980er-Jahren sind in der
Regel auch ökonomisch motiviert. Ge-
rade in einer Zeit äußerst knapper finan-
zieller Ressourcen werden Massenme-
dien eher als Wirtschafts- denn als Kul-
turgüter betrachtet. Nach dem Privat-
rundfunk ist es seit Mitte der 1990er-Jahre
zunehmend das Internet, welches das
politische Kommunikationssystem ver-
ändert. Digitalisierung und Beschleuni-
gung der Nachrichtenproduktion sowie
der unvermindert hohe Wettbewerbs-
druck, der auf Journalisten lastet, werfen
zunächst die Frage auf, wie sich deren
Arbeit verändert.

Wettbewerb um Aufmerksamkeit
In Berlin konkurrieren die rund neun-
hundert bei der Bundespressekonferenz
akkreditierten Parlamentskorresponden-
ten um die härteste Währung der Me-
dienlogik: Aufmerksamkeit. Um im Wett-
bewerb hervorzustechen, bedarf es mög-
lichst exklusiver Informationen, sodass
die Hauptstadtjournalisten in der schnell-
lebigen Online-Welt ständig unter Aktua-
litäts- und Produktionsdruck stehen. Das
Bewusstsein, dass die soeben erlangte In-
formation schon bald veraltet sein wird,
führt dazu, dass deren Relevanz als jour-
nalistisches Selektionskriterium an Be-
deutung verliert. So geht der Wettbewerb
um die schnellste Schlagzeile zulasten
gründlicher Recherche und Einordnung
des Geschehens. Die Beschleunigung er-
fasst keineswegs nur die Online-Journa-
listen, zeigen doch Studien, dass Politik-
journalisten insgesamt im Zuge der Digi-

„Die Meute“ – so hat die Fotografin und
Filmemacherin Herlinde Koelbl vor knapp
einem Jahrzehnt ihr Werk überschrieben,
das die Beschleunigung der Nachrichten-
produktion eindrucksvoll darstellt. Das
Bild von der Masse der Hauptstadtjourna-
listen, die nahezu rund um die Uhr nach
Informationen lechzt und hierfür notfalls
bis tief in die Nacht vor verschlossenen
Türen ausharrt, symbolisiert den Wandel
der politisch-medialen Strukturen auf
Bundesebene. Auch wenn so manche Ver-
änderung gern auf den Regierungsumzug
von der provinziellen Idylle Bonns in die
hektische Metropole Berlin geschoben
wird, so ist es vor allem der Wandel des
Mediensystems, der die Beziehungen zwi-
schen Politikern und Journalisten verän-
dert und deren Klima im Online-Zeitalter
besonders aufgeheizt erscheinen lässt. Vor
dem Hintergrund der ökonomisch-techni-
schen Veränderungen im Mediensystem
fragt dieser Beitrag nach den Auswirkun-
gen auf die journalistischen Arbeitsbedin-
gungen und das Verhältnis von Politikern
und Journalisten. Illustriert wird dies an-
hand von Ergebnissen einer Studie, in 
der führende Hauptstadtjournalisten und
Bundestagsabgeordnete zu ihren wechsel-
seitigen Beziehungen und zum Einfluss
der Medien auf die Gesundheitsreform
der Großen Koalition interviewt wurden.

Ökonomisierung und Ausdifferenzie-
rung des Mediensystems sind mitein-
ander zusammenhängende Trends und
Kennzeichen unserer (Medien-)Demo-
kratie. Medienpolitische Weichenstellun-
gen wie die Deregulierung im Rundfunk-
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talisierung stärker medienübergreifend
arbeiten – und damit auch Print- und
Rundfunkjournalisten den Produktions-
zwängen der Online-Medien unterliegen.
In dem Maße, in dem sich die Berliner
Büros als crossmedial arbeitende Organi-
sationen der kontinuierlichen „Content“-
Herstellung verstehen müssen, verwäs-
sern zudem die Grenzen zwischen den
hausinternen Redaktionen – Abstim-
mungsaufwand und Arbeitsverdichtung
steigen. Dass die Hauptstadtjournalisten
trotz dieser Arbeitsbelastung zu den 
regelmäßigen Besuchern der in Berlin 
so zahlreichen Abendveranstaltungen 
gehören, ist wohl wesentlich auf ihre
Sorge zurückzuführen, neue Informatio-
nen und Interpretationen der Konkur-
renz überlassen zu müssen.

Die Auswirkungen dieser Rahmen-
bedingungen auf das Verhältnis von
Journalisten und Politikern liegen auf 
der Hand. Voraussetzung für Exklusiv-
informationen ist der exklusive Zugang
zu Politikern. Dabei geraten Journalis-
ten leicht in Konflikt mit professionel-
len Standards: Wer sich die Nähe mit
wohlwollender Berichterstattung sichert,
kann gleichzeitig schwerlich als Kontrol-
leur fungieren. Dass Journalisten dieser
Drahtseilakt missglückt, ist in dem Maße
zu befürchten, in dem die Menge ihrer
Exklusivinformationen als innerredak-
tioneller Maßstab für den Wert ihrer Ar-
beit gilt. Journalisten, die täglich nahezu
rund um die Uhr im Wettbewerb beste-
hen müssen, sind gegenüber Spitzen-
politikern insofern in einer prekären Si-
tuation, als diese die Konkurrenten ge-
zielt gegeneinander ausspielen können.
Das vertrauliche Papier oder Interview
wird jenen Medien verweigert, die
durch unliebsame Berichterstattung auf-
gefallen sind. Ein solches Belohnungs-
system mag aus Sicht seiner politischen
Profiteure nachvollziehbar sein, aus Pu-
blikumsperspektive ist es jedoch proble-
matisch, wenn sachfremde Kriterien die

Aushandlung der Berichterstattung prä-
gen.

Neigen Journalisten ob dieses Beloh-
nungssystems dazu, sich in einer schwä-
cheren Position gegenüber der politi-
schen Klasse zu sehen, so sehen sich um-
gekehrt Politiker als Opfer, wenn Medien
„den Hintergrund brechen“. Beispiele
dafür gibt es zur Genüge, sodass Politiker
in ihrem Informationsverhalten den Ver-
trauensbruch gezielt einkalkulieren. Aus
diesem Grund haben die berühmt-be-
rüchtigten Hintergrundkreise in Berlin
stark an Bedeutung verloren. Nur in klei-
nen, homogenen Gesprächszirkeln wie
dem Wohnzimmerkreis, dessen Mitglie-
der abwechselnd nach Hause einladen,
findet ein substanzieller Hintergrundaus-
tausch statt. Der Urheber einer Indiskre-
tion lässt sich aber nur bei einem Vier-Au-
gen-Gespräch ermitteln, nur in diesem
Interaktionsrahmen ist im Falle eines Ver-
trauensverhältnisses mit einem Höchst-
maß an Klartext zu rechnen. Dies ist inso-
fern problematisch, als dieser exklusive
Zugang zu Politikern nur einem kleinen
Kreis der journalistischen Elite gewährt
wird. Der Vertrauensbruch infolge der
Medienkonkurrenz befördert so eine
journalistische Zweiklassengesellschaft.
Je intensiver mit Informationen gehan-
delt wird, desto klarer verläuft die Grenze
zwischen Gewinnern und Verlierern in
diesem Wettbewerb.

Symbiotisches 
Abhängigkeitsverhältnis
Vor diesem Hintergrund ist verständlich,
wenn Tissy Bruns, Chefkorrespondentin
des Berliner Tagesspiegels und eine der
schärfsten Kritikerinnen der eigenen Be-
rufsgruppe, Politiker und Journalisten in
einer „Misstrauensgemeinschaft“ sieht.
Doch auch wenn Abgeordnete und Parla-
mentskorrespondenten aufgrund der Be-
schleunigung der Kommunikation über
zahlreiche Konflikte in ihren Beziehun-
gen berichten, wird das politisch-mediale
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Klima keineswegs als vergiftet angese-
hen, weil die Akteure ihre Konflikte vor
allem mit systembedingten Zwängen er-
klären und nicht persönlich nehmen. Die
Kontakte zwischen Politikern und Jour-
nalisten sind zu intensiv, als dass sie nicht
um das Rollenkorsett der jeweils anderen
Seite wüssten. Auch wenn es immer wie-
der Instrumentalisierungsversuche und
Indiskretionen gibt, ist das Abhängig-
keitsverhältnis im Kern symbiotisch, weil
der Tausch von Information gegen Publi-
zität das politische Kommunikationssys-
tem aufrechterhält. Waren die politisch-
journalistischen Beziehungen kurz nach
dem Regierungsumzug mangels etablier-
ter Strukturen zunächst extrem span-
nungsreich, so bilden die Berliner Politi-
ker und Journalisten inzwischen ein
Interaktions- und Handlungssystem mit
festen Regeln und Mechanismen zur Kon-
fliktbewältigung.

Mit dem Bedeutungszuwachs der On-
line-Kommunikation verdichten sich die
Beziehungen, weil es permanent Nach-
richten zu produzieren gilt. So werden
kleinste Regungen registriert, die weniger
vom Publikum als vielmehr innerhalb des
politisch-journalistischen Milieus wahr-
genommen werden. Würden die Akteure
reflektieren, wie vergleichsweise ober-
flächlich die Masse der Bevölkerung das
Produkt ihrer Interaktionen zur Kenntnis
nimmt, so könnten sie über so manche
Nachricht getrost hinwegsehen. Dass sie
es nicht tun, spricht dafür, dass es im
selbstreferenziellen Berliner Milieu ge-
rade auch um Prestige geht. Der Leiter
eines Hauptstadtbüros empfindet es mit
Blick auf hochkomplexe Politikfelder wie
die Gesundheitspolitik als „schauder-
haft“, wie stark Journalisten ihre Leser
missachteten und „nur für die paar Meter
um den Reichstag“ schrieben. Die Meta-
pher vom „Raumschiff Berlin“ scheint
nicht aus der Luft gegriffen, was zahlrei-
che Politiker und Journalisten einräumen,
indem sie für den Kommunikationsplatz

Berlin unter anderem folgende Begriffe
finden: „Politik-Medien-Dorf“, „Käseglo-
cke“, „Treibhaus“, „Dunstkreis“, „Mikro-
kosmos“. Sosehr manche Politiker und ge-
rade Journalisten ihr geschlossenes Milieu
durchaus selbstkritisch reflektieren, so
ratlos sind sie, wie sich ihrer mangel-
haften Rückkopplung an das Publikum 
als zentralem Bezugspunkt ihrer Arbeit
entgegenwirken lässt.

Das Internet als Chance
Paradoxerweise kommt hier das Internet
ins Spiel, das zwar einerseits eine Art 
Katalysator der Selbstreferenzialität des
politisch-journalistischen Milieus ist, zu-
gleich aber die Möglichkeit bietet, mit 
den Bürgern intensiver in Kontakt zu 
treten. Einen ersten Schritt sind hier 
manche Medien insofern gegangen, als
sie auf ihren Online-Auftritten die 
Arbeitsabläufe und -bedingungen der
Parlamentskorrespondenten darstellen
und so ihre Hauptstadtbüros gläserner
machen. Außerdem kann in Blogs mit 
Medienakteuren über den Prozess der
journalistischen Aussagenentstehung dis-
kutiert werden. Die Online-Welt bietet ein
großes, keineswegs ausgeschöpftes Po-
tenzial, Rezipienten als Informanten, Be-
obachter, Kritiker oder Experten einzu-
binden. Gerade Journalisten, die Politiker
in Wahrnehmung ihrer Kritik- und Kon-
trollfunktion ständig begleiten, können
sich ihrerseits öffentlicher Kontrolle
unterwerfen, indem sie beispielsweise
jene Kontakte zu Politikern offenlegen,
von denen das Publikum in der Regel
nichts erfährt, obwohl sie die Berichter-
stattung beeinflussen. In dem Maße, in
dem die Rezipienten über den Prozess 
der journalistischen Aussagenentstehung
im Bild sind, können sie die Medienin-
halte angemessen interpretieren. Derar-
tige Wege, das politisch-journalistische
Milieu zu öffnen und die Kluft zur Bevöl-
kerung zu verringern, führen über das
Internet.
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Aussagen über das Verhältnis von Po-
litik und Medien hängen davon ab, in
welchem Kontext sie getroffen werden.
Beispielsweise sind die politisch-journa-
listischen Beziehungen in Wahlkämpfen
anderer Natur als während Verhandlun-
gen, bei denen die politischen Akteure
das Scheinwerferlicht der Medien vorü-
bergehend meiden. Trotz des Öffentlich-
keitspostulats der Demokratie ist empi-
risch unschwer feststellbar, dass zahlrei-
che relevante Entscheidungen in kleinen
Zirkeln hinter verschlossenen Türen fal-
len, wohin politische Differenzen gezielt
verlagert werden. Dieser Mangel an
Transparenz kann unter demokratietheo-
retischen Gesichtspunkten allenfalls da-
durch gerechtfertigt werden, dass die Ab-
schottung von der Medienlogik Verlaut-
barungsmonopole („Fensterreden“) ver-
hindert und somit der Kompromissbe-
reitschaft dient. Der Staatsrechtler Otto
Depenheuer betrachtet öffentliche Ver-
handlungsführung als „Tanz auf dem de-
mokratischen Vulkan“, weshalb er für ein
realistisches Verständnis von Demokratie
plädiert, in dem die Vernunft des Sachge-
sprächs „eine Nische innerhalb der tota-
len Öffentlichkeit einer fortgeschrittenen
Mediendemokratie“ findet.

Diese Nische versuchte auch die letzte
Große Koalition zu suchen, als sie eine
paritätisch besetzte sechzehnköpfige Ar-
beitsgruppe aus Fachpolitikern einrich-
tete, die in zahlreichen zähen Verhand-
lungsrunden den Grundstein für eine
Gesundheitsreform legte. Soll ein Kom-
promiss über eine derart komplexe und
umstrittene Materie erzielt werden, so
erfordert dies einen enormen zeitlichen
Abstimmungsaufwand, der mit den im-
mer kürzeren Produktionszyklen der
Online-Medien inkompatibel ist. Mit an-
deren Worten: Während komplexer po-
litischer Prozesse ist der journalistische
Nachrichtenhunger, zumal in Zeiten 
des Internets, nahezu unstillbar. Folglich
überzeichnen oder konstruieren Medien

Konflikte anhand der Informationen, die
nach außen dringen: Der Leiter eines
Hauptstadtbüros sieht hier „ein Dilemma
meiner Arbeit, das mich viel beschäftigt“.
Journalisten seien nicht nur Streitverstär-
ker, sondern auch „Streiterfinder, indem
wir gucken, wer die Kandidaten sind, die
etwas gegen den Vorschlag der Kanzlerin
haben könnten. Dann rufen wir die an
und haben einen Streit. Dadurch wird die
Möglichkeit eines Konsenses erschwert.“

Indiskretion 
als Verhandlungsstrategie
Infolge der zeitlichen Divergenz von Poli-
tikprozessen und Berichterstattung hono-
rieren Journalisten die in der Regel tak-
tisch motivierten Indiskretionen mit Auf-
merksamkeit. Für die politischen Akteure
resultiert daraus insofern ein Dilemma,
als sie mithilfe der Medien womöglich
ihre Verhandlungsposition verbessern
können, dabei jedoch Gefahr laufen, dass
die in die Beratungen eindringende Me-
dienlogik die Problemlösung beeinträch-
tigt. Dies kann allerdings auch das Ziel
von Verhandlungsteilnehmern sein. So
fiel bei den Verhandlungen zur Gesund-
heitsreform gerade jener Teilnehmer
durch zahlreiche Indiskretionen auf, der
einen Kompromiss gänzlich verhindern
wollte. Bisweilen wurde Vertrauliches
preisgegeben, um einen Verhandlungs-
abbruch herbeizuführen, teilweise wurde
mehr übereinander in den Medien als
miteinander am Verhandlungstisch kom-
muniziert. Nach Ansicht beteiligter Poli-
tiker und Journalisten hat das Eindringen
der Medienlogik in die Reformverhand-
lungen sowohl deren Dauer als auch den
Diskussionsstil und einzelne Ergebnisse
beeinflusst. Zwar ist die Medienbericht-
erstattung über laufende Prozesse Vo-
raussetzung für politische Teilhabe und
damit für die Legitimation eines Ver-
handlungsergebnisses. Doch eine Öffent-
lichkeit, die lediglich punktuell und aus
strategischen Gründen in Form von In-
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diskretionen hergestellt wird, erfüllt
nicht ihre in normativen Demokratiean-
sätzen postulierten Funktionen. Ein er-
fahrener Hauptstadtjournalist verweist
hier auf einen Rollenkonflikt: „Wenn es
um Sachthemen geht, wenn es um wich-
tige politische Entscheidungen geht, halte
ich eine Klausur ohne Öffentlichkeit in-
zwischen für produktiver, effizienter und
langfristig gesehen für wichtiger, auch
wenn ich mich als Journalist dadurch sel-
ber ein bisschen aus dem ganzen Prozess
rausnehme. Auch als Staatsbürger würde
ich das einer allzu breiten Berichterstat-
tung vorziehen, die im Wesentlichen kei-
nerlei Inhalte hat.“ Dass die Interessen
von Journalisten und Staatsbürgern bis-
weilen kollidieren, deutet auf Defizite im
politischen Kommunikationssystem hin.

Mehr Handlungsfähigkeit durch
„Entschleunigung“ 
Um den von Depenheuer beschriebenen
„Tanz auf dem demokratischen Vulkan“
zu vermeiden, ist es demnach nahelie-
gend, substanzielle politische Entschei-
dungen in kleinste vertrauliche Kreise zu
verlagern. Öffentlichkeit wird erst dann
hergestellt, wenn ein Ergebnis in trocke-
nen Tüchern ist und medialen Einflüssen
standhalten kann. Dass sich der damalige
Arbeitsminister Müntefering mit seinen
Vorstellungen zur „Rente mit 67“ durch-
setzte, ist wohl wesentlich auf diese 
restriktive Informationspolitik zurückzu-
führen. Je intensiver und konfliktorien-
tierter Journalisten Öffentlichkeit über
den Verlauf politischer Verhandlungen
herstellen, umso mehr ist paradoxerweise
zu befürchten, dass politische Prozesse
intransparent werden. So droht die Öf-
fentlichkeit zum Akklamationsorgan an-
dernorts getroffener Entscheidungen de-
gradiert zu werden – ihre Legitimations-
basis wird brüchig. Der Zusammenhang
zwischen der von den politischen Akteu-
ren wahrgenommenen Qualität der Be-

richterstattung und ihrer Bereitschaft zur
Transparenz sollte für Journalisten An-
lass sein, ihre Arbeit kritisch zu reflektie-
ren – nicht nur im Rahmen von Kongres-
sen der Branche, sondern gerade auch auf
den Medienseiten. „Entschleunigung“
heißt das Zauberwort, das sich freilich
leichter fordern als in der Praxis umsetzen
lässt. Der Weg dorthin führt in einem
streng marktorientierten Mediensystem
nur über Rezipienten, die mehr Wert auf
Hintergrundberichterstattung legen und
Schnelligkeit nicht als Qualitätskriterium
verabsolutieren. 

Die Folgen der gestiegenen Bedeutung
der Online-Kommunikation zeigen sich
in Berlin wie unter einem Brennglas: 
Beschleunigung und Ökonomisierung
des Mediensystems sind zusammenhän-
gende Trends, die zu einem harten Wett-
bewerb um Aufmerksamkeit führen, der
die Erfüllung journalistischer Normen 
erschwert. Der unstillbare Nachrichten-
hunger der Hauptstadtmedien leistet In-
diskretionen in zweierlei Hinsicht Vor-
schub: Informationen dringen sowohl aus
politisch-journalistischen Hintergrund-
gesprächen als auch aus politikinternen
Verhandlungszirkeln nach außen. Weil es
jedoch einen grundlegenden Bedarf an
vertraulicher Kommunikation gibt, wird
diese zunehmend in exklusive Kreise ver-
lagert. Das mag aus Sicht der politischen
Akteure notwendig und funktional sein,
im Sinne eines freien Informationsflusses
und politischer Partizipation ist es jedoch
keinesfalls. Ohne einen anderen Haupt-
stadtjournalismus könnte sich eine spiral-
förmige Entwicklung vollziehen: Das
fortschreitende Eindringen der Medien-
logik in politische Prozesse führt ver-
mehrt zu Abschottungsversuchen der
Politik, sodass sich Journalisten noch
aggressiver auf Informationssuche be-
geben müssen. Die „Medienmeute“, die
Politiker auf Schritt und Tritt begleitet,
stellt sich letztlich selbst ein Bein. 
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